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Erfahrungen aus der Praxis

Unterstützung der Konfliktkommissionen 
durch die Staatsanwaltschaft

Die Zusammenarbeit des Staatsanwalts mit den Konflikt­
kommissionen im Territorium ist eine zutiefst politische 
Angelegenheit. Sie folgt aus seinem gesetzlich bestimmten 
Klassenauftrag (§ 24 Abs. 1 StAG), durch seine Tätigkeit 
zur Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit in Einheit 
mit der weiteren Entfaltung der sozialistischen Demokra­
tie beizutragen.*

Das Ziel der Zusammenarbeit mit den Konfliktkommis­
sionen besteht u. a. darin, ihre Mitglieder bei der Aneig­
nung eines hohen Wissens und gründlicher Sachkenntnis 
zu unterstützen, damit sie ihren Aufgaben bei der Her­
ausbildung sozialistischen Staats- und Rechtsbewußtseins 
der Werktätigen immer besser gerecht werden.

Im Kreis Quedlinburg haben sich hierbei insbesondere 
folgende Arbeitsmethoden bewährt:

1. Analytische Arbeit
Die regelmäßige Einschätzung der gesellschaftlichen Wirk­
samkeit der Tätigkeit der Konfliktkommissionen ist für 
ihre Anleitung und Qualifizierung unentbehrlich.

Deshalb werden vom Staatsanwalt jährlich Analysen 
erarbeitet über
— inhaltliche Probleme der Beratungen und Entscheidun­

gen;
— Belastung der Konfliktkommissionen nach der Art des

Arbeitsanfalls;
— verallgemeinerungswürdige Beschlüsse;
— kritikwürdige Beschlüsse;
— Schwerpunkte der Empfehlungen;
— Einsprüche gegen Entscheidungen.

Die Analysen erhält das Sekretariat des Kreisvorstan­
des des FDGB zur eigenverantwortlichen Auswertung, an 
der der Staatsanwalt teilnimmt. Auf dieser Grundlage legt 
das Sekretariat notwendige Maßnahmen zur Qualifizierung 
der Schulung und Anleitung der Konfliktkommissionen 
durch die Vorstände der einzelnen Industriegewerkschaf­
ten und die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen fest.

Dafür zwei Beispiele. Es kam des öfteren vor, daß 
Konfliktkommissionen bei der Verpflichtung eines Werk­
tätigen zur Zahlung von Schadenersatz außer acht ließen, 
daß zugleich die Art und Weise der Erfüllung (Leistungs­
fristen oder Ratenzahlungen und deren Fälligkeit) festzu­
legen sind. Häufig war auch festzustellen, daß unvoll­
ständig begründete Anträge auf materielle Verantwort­
lichkeit von Werktätigen bei den Konfliktkommissionen 
eingereicht wurden. Statt dem Antragsteller aufzugeben, 
die notwendigen Angaben zu ergänzen, versuchten die 
Konfliktkommissionen selbst, die fehlende Beweisführung 
nachzuholen, um möglichst schnell eine Lösung des Kon­
flikts herbeizuführen. Dadurch kam es zu fehlerhaften 
Entscheidungen.

Auf Grund dieser Feststellungen wurden die Sekre­
tariate der Industriegewerkschaften beauftragt, diese Pro­
blematik in den Schulungen der Konfliktkommissionen 
zusätzlich zu den zentralen Themen zu behandeln.

Eine enge Zusammenarbeit besteht auch zwischen dem 
Staatsanwalt und dem Sekretär für Arbeit und Löhne 
sowie der Rechtskommission beim Kreisvorstand des 
FDGB. Sie dient u. a. dazu, wichtige Informationen aus der 
täglichen Arbeit unverzüglich weiterzuleiten, um notwen­
dige Maßnahmen veranlassen zu können. Solche Informa­
tionen betreffen u. a. größere Überschreitungen der Drei­
wochenfrist zur Durchführung der Beratung, fehlerhafte 
Ablehnung der Zuständigkeit der Konfliktkommission, 
nicht ordnungsgemäße Behandlung von Anträgen. Die

gegenseitige Information bezieht sich auch auf Probleme 
im Zusammenhang mit der Änderung und Lösung von 
Arbeitsverträgen, auf Lohnfragen in Verbindung mit. der 
vereinbarten Arbeitsaufgabe sowie auf andere Fragen, bei 
denen die gewerkschaftliche Mitarbeit rechtlich zwingend 
vo'rgeschrieben ist.

Dadurch werden die Industriegewerkschaften noch besser 
in die Lage versetzt, operativ tätig zu werden, oder die 
Rechtskommission des Kreisvorstandes wird angeregt, Un­
tersuchungen durchzuführen.
2. Operative Tätigkeit
Den Konfliktkommissionen wird darüber hinaus Unter­
stützung durch operative Tätigkeit des Staatsanwalts ge­
geben, und zwar durch
— Schulungen für Mitglieder der Konfliktkommissionen 

nach Abstimmung mit dem Vorsitzenden der jeweiligen 
Industriegewerkschaft;

— Teilnahme an Erfahrungsaustauschen mit Vorsitzenden 
der Konfliktkommissionen;

— Problemdiskussionen mit Mitgliedern von Konfliktkom­
missionen in den Betrieben und

— Überprüfungen von Arbeitsunterlagen der Konfliktkom­
missionen in den Betrieben im Rahmen der staats- 
anwaltschaftlichen Aufsicht und Auswertung der Er­
gebnisse in den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
in Anwesenheit des Vorsitzenden der Konfliktkommis­
sion.
Diese individuelle Unterstützung erweist sich als be­

sonders wirksam. Wegen des damit verbundenen Zeitauf­
wands ist sie nur in Einzelfällen möglich, die nach Schwer­
punkten ausgewählt werden.
3. Kontrolle der Beschlüsse der Konfliktkommissionen 
Die gewissenhafte Überprüfung der Konfliktkommissions­
beschlüsse gehört zu den wichtigsten Aufgaben des Staats­
anwalts. Unser Hauptaugenmerk richten wir auf die strikte 
Gesetzlichkeit der Beschlüsse.

Ein Staatsanwalt ist für die Prüfung aller Konfliktkom­
missionsbeschlüsse innerhalb von zwei Wochen nach Ein­
gang verantwortlich.

Die Entscheidung über die Anfechtung unrichtiger Be­
schlüsse wird sofort getroffen. Ist eine sofortige Entschei­
dung nicht möglich, werden die betreffenden Probleme in 
der Dienstberatung erörtert und eventuell noch erforder­
liche Informationen vom Vorsitzenden der Konfliktkom­
mission eingeholt.

Besondere Beachtung finden die von den gesellschaft­
lichen Gerichten festgestellten Ursachen und begünstigen­
den Bedingungen von Rechtsverletzungen. Sie werden ge­
nutzt für
— die Rechtserziehung und Rechtspropaganda;
— Maßnahmen im Rahmen der Allgemeinen Gesetzlich­

keitsaufsicht des Staatsanwalts;
— Informationen an örtliche Volksvertretungen und ihre 

Organe sowie an wirtschaftsleitende Organe;
— Schulungen und Erfahrungsaustausche mit den Kon­

fliktkommissionen.
Es erfolgt eine Kontrolle über die Verwirklichung der 

von den Konfliktkommissionen gegebenen Empfehlungen, 
um ggf. mit staatsanwaltschaftlichen Mitteln der Autorität 
der gesellschaftlichen Gerichte auch in diesen Fragen Nach­
druck zu verleihen.

*

Entsprechend ihrer Verantwortung bei der Verwirklichung 
des neuen Arbeitsgesetzbuchs haben der Staatsanwalt des 
Kreises, der Kreisvorstand des FDGB und seine Rechts­
kommission zur wirksamen Anleitung und Unterstützung 
der Konfliktkommissionen gemeinsame operative Unter-


